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Pãda 'O umMana r· Müller geht aufDist 
zu Markwalder 

Knjedem vierten Schulhaus ist di e Lellí.rerschaftunzufriedenmitder Schulleitung. Der Lehrerverband 
fordert eine bessere Ausbildung. · 

,AB. S 1o4S 
Die Aussenpolitische Kommissic 
über eine Strafanzeige gegen FOI 
nalrãtin Christa Markwalder disla 
Dabei geht es um Amtsgeheimni: 
zung und verbotenen Nachr 
dienst. Ihr Prãsident Carlo Smru 
(SP) bestãtigte entsprechende B 
von «SonntagsZeitung» und «N 
Sonntag». Die Weitergabe von In 
tionen an eine Lobbyistin für Kasê 
müsse 'ebenso thematisiert werd 
die publik gemachten Ãusserung 
Staatssekretãr Yves Rossier. O b u 
Markwalder das Kommissionsgeh 
verletzt habe, müsse die Komr 
beurteilen. Sie habe drei Optioner 
anzeige, Übergabe ans RatsbüD 
Ruhenlassen. Beim Vorwurf des V> 
nen Nachrichtendienstes indess< 
delt es sich um ein Offizialdelikt, 1:: 
die Berner Staatsanwaltschaft vt 
aus tãtig werden müsste. Nach J 
von FDP·Prãsident Philipp Müll 
Markwalder mit der WeiterleitUJ 
Kommissionsinformationen an eÍI 
byistin das Kommissionsgeheimr 
letzt. Das Weitere liege in den f. 
des Ratsbüros, sagte er in der «Sar 
rundschau» von Radio SRF. Die F 
ber werde den Fall von Markwald 
von Walter Müller, der sich ein< 
nach Kasachstan bezahlen liess. 
Rücksicht auf Einzelne ldãren.ur 
zur Sache gehen, kündigte er an. 
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Von draussen dringen Stimmen spielen· 
der Kinder ins Büro. Aus ~em angren· 
zenden Lehrerzimmer sind .angeregte 
Dislcussionen zu hõren. Im benachbar: 
ten Schulsekretariat ldimpert cÍie Com· 
putertastatur. Es ist grosse Pause und 
Peter Baumann · ist mittendrin im Ge· 
schehen. Der Gesamtschulleitér der 
Schule Hergiswil NW führt drei ·schul­
anlagep. mit 400 Schülern und 100 Mit· 
arbeitern- bereits seit 17 jahren. In die· 
ser Z ei t hat sich sein Berufkomplett ver· 
.ándert: Der frühere Schulhausvorstand 
ist zum Bildungsmanager geworden. 
· Dass sich mit dem Schulleiter ein 
Berufsstand mit umfassenden Kompe· 
tenzen herausgebíldet hat, sorgte in 
vielen Schulen für schlechte Stimmung. 
Besonders in der Lehrerschaft, die sich 
seitjeher an Selbstbestimmung gewohnt 

, ist, stiessen di e neuen Vorgesetzten auf 
Widerstand. Aktuelle Zahlen zeigen, 
dass dieser Konflíkt noch ímmer 
schwelt. Gemãss der Berufszufrieden· 
heitsstudie 2014 des Lehrerverbands ist 
jede vierte Lehrperson unzufrieden rnit 
ihrer Schulleitung. Wegen der hohen 
Fallzahl (13 350 Befragte) geht der V er· 
band davon aus, dass in jeder vierten 
Schule deutliche Unzufriedenheit 
herrscht. Besonders die Führungs· 
kompetenzen und das fachliche Feed· 
back werden schlecht beurteilt. 

Mangelllhafte AusbUdung 
Einer der Gründe für den Unmut ist 
gemiiss Beat Zemp, Prãsident des Lehrer· 
verbands, die mangelhafte Ausbildimg 
der Schulleiter. Als Qualifikation reicht 
ein 25-tãgiger CAS·Weiterbiidungslehr­
gang. «Die Arbeitssituation der Lehrper· 
sonen un d die Qualitat der Schule hãngen 
direkt davon a b, das s di ese lcompetent ge· 
leitet ist. Die Ausbildung muss deshalb 
unbedingt professioneller werden», sagt 
Zemp. Auch Peter Baumann, der im 
Schweizer Schulleiterverband das Res· 
sort Aus- und Weiterbildung verantwor· 
tet, spricht von einer «Schnellbleiche». 
Weiterbildungen seien daher unerlãss· 
lich. Er geht mit Zemp einig, dass ein 
Masterstudium Standard sein müsste. 

Eine solide Ausbildung wãre umso 
wichtiger, als bei den Schulleitern sãmt· · 
liche Fãdendes Schulalltags zusammen­
laufen: Sie kennen die Sorgen der Leh· 
rer, die Disziplin der Schüler, die Ã.ngste 
der Eltern und die Ansprüche der 
Politik Dabei gibt es den Beruf noch 
nicht lange. Erst vor 20 Jahren führten 
einzelne Kantone ,die geleitete Schule 
ein. In der Zwischenzeit hat sich diese 
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Schulleiter sindin der Sandwichposition zwischen 1ehrem und Behõrden. Foto: Urs Jaudas 

Organisationsform etabliert; nind 5600 
Personen sind heute als Schulleiter tãtig. 

Ihre Schlüsselrolle widerspiegelt sich 
im Selbstverstãndnis der Schulleiter: 
Früher galten sie·im Lehrerkollegium als 
Primi inter Pares. Jetzt sehen sie sich als 
Patrons professionell geführter Bil· 
dungsbetriebe. «Der moderne Schul­
leiter ist eín Geschãftsführer, der die 
Schule operativ· managt», 'sagt Bau· 
mann. Dieses Bild werde seinem Beruf 
aber nur bedingt gerecht, prãzisiert er: 
Wegen politischer Vorgaben fehle ihm 
die unternehmerische Freiheit. Zudem 
übernehme er mehr Funktionen, als es 
in der arbeitsteiligen Privatwirtschaft 

der Fali wãre. Baumanns umfangreicher 
Aufgabenkatalog verdeutlicht dies: Er 
stellt neue Lehrpersonen ein, koordi­
niert die Weiterbildungen, berãt den Ge· 
meinderat, erstellt das Budget, plant · 
Schulprojekte 'oder interveniert bei 
schwierigen Elterngesprãchen. · 

Wegen des vielseitigen jobprofils 
steht d er Berufheute in vielen Kantonen 

. auch Quereinsteigern ohne Lehrer, 
ausbildung offen. Arbeitspsychologe 
Theo Wehner hãlt di ese Entwicldung für · 
falsch. Der emeritierte ETH·Professor 
hat über die Etablierung der Schullei-
. tungen in d er Schweiz geforscht. Er sagt: 
«Eine Schule kann nicht wie ein beliebi· 

# Schulewohin 
Seri e i m Tages·Anzeiger 

Die Umsetzung des Lehrplans 21, die lnte­
gration von Sonderschülern oder d er Fremd· 
sprachenstreit stellen die Schule vor grosse 
Herausforderungen. Der TA schaut i m Mo nat 
Mai genau h in und beleuchtet in einer Serie 
di e grõssten Baustellen der Volksschule. Di e 
Debatte wird auch o n li ne, etwa via Blogs und 
Umfragen, weitergeführt. (TA) 

ges Unternehmen geführt werden. Sie 
braucht -erfahrene Pãdagogen, die der 
Besonderheit dieser komplexen Institu· 
tion Rechnung tragen.» Er kritisiert das 
«betriebswirtschaftliche Klima», das in 
den le'tzten 20 Jahren in d en Schulstu­
ben Einzug gehalten habe. «Die' aus­
ufernde Bildungsbürokratie geht davon 
aus, dass standardisierte Führungslcon­
zepte auch für die Schule gut genug 
seien.» J e stãrker ein Schulleiter jedoch 
wie ein Manager auftrete, desto mehr 
werde er von d en Lehrern als verlãnger­
ter Arm der Schulbehõrden wahrgenom­
men. In diesem Spannungsfeld hãtten 
die Schulleiter ihren Platz noch nicht 
zufriedenstellend gefunden, so Wehner. 

Doppeb:oHe mit Tücken 
Baumann lcennt die Tücken dieser «Sand­
wichposition» zvvischen politischen 
Instanzen und Lehrerschaft. «Die Lehrer 
erwarten von mir Rückendeclcung. Doch 
als S.chulleiter muss ich vermitteln - und 
manchmal zugunsten von Behõrden oder 
Eltern Stellung beziehen. Dàmit mache 
i eh mir nicht immer Freunde.» Bei vielen 
Schulleitern kommt erschwerend ihre 
Doppelrolle dazu: Da sie in d er Regel in 
einem Teilpensum unterrichten, sind si e 
gleichzeitig Chefs und Tearnkollegen. 
Baumann steht nicht mehr vor d er Klasse 
- ein Ausdruck verãnderter Arbeitsreali­
tãt: <<Die Ansprüche an unseren Job sind 
gestiegen, die vielen Aufgaben lassen sich 
kaum noch im Nebenamt erledigen.» 
I:mmer,mehr Berufskollegen entschieden 
sich dáher für dieses Modell. 

Trbtz poterizieller Rollenkonflikte: 
Die Tendenz zum Vollzeitschulleiter 
beurteilt Wehner kritisch. «Wer eine 
Sclmle führt, darf d en Bezug zum Alltag 
in den Klassenzimmern nicht verlieren. 
Sinnvoll ist, wenn sich zwei Schulleiter 
die Aufgabe teilen und dàneben weiter­
hin unterrichten.» 

ltiil:e~~~iew• Bildungsexpe1·te 
Stepllan Huber. 

schulewohin.tagesanzeiger.ch 

Eine Behõrdensprache, di e alle verstehen 

St. GaUen informiert 
Menschen mit einer geistigen 
Beeintrachtigung neu in einer 
spezieH einfachen· Sprache. 

· Eine Schweizer Premiere. 

· David Scltiaff1111er 

«Dieser Text ist in Leichter Sprache 
aufgeschrieben. Alle Menschen ha­
ben die gleichen Rechte. Menschen 
mit Behinderung sollen so gut le· 
ben wie Menschen ohne Behinde-

. rung. Sie kõnnen sich selber für 
viele Sachen entscheiden. Sie kõn­
'nen viele Sachen selber tun Das 
steht in einem Gesetz. Menschen 
·rnit Behi!ilderung sollen merlcen, 
dass es dieses Gesetz gibt.» 

Mit diesen Sãtzen beginnt der erste Text 
einer Schweizer Verwaltung, der sich ex­
plizit an Menschen richtet, die Informa­
tibnen des Staates normalerweise ni eh t 
vers.tehen. Das Dokument trãgt den Ti· 
tel «Kantonaler Bericht zurn Gesetz für 

Zum Vergleich: Derselbe Bericht im 
üblichen Beamtenjargon erstreckt sich 
über 82 Seiten und beginnt mit den Wor­
ten: «Das neue Gesetz über die soziale Si­
cherung und Integration von Menschen 
mit Behinderung dient der Umsetzung 
der Staatsziele nach Art. 12 und Art. 14 
der Kantonsverfassung (sGS lll.l; abge· 
kürzt KV).» Für die Übersetzung in soge­
nannt 1eichte Sprache ist ein lokales 
KommunikationsbÜro verantwortlich. 

In Deutschland ein Muss 
Das St. Galler Amt will mít seiner Bro­
schüre «nicht sichtbare Barrieren in der 
Kommunikation abbauen, die sonst für 
Menschen mit geistiger Beeintrãchti· 
gung unüberwindbar sin d», wie Leiterín 
Andrea Lübberstedt erldãrt. Es bedient 
si eh dabei des Konzepts der Leichten 
Sprache, das 2006 ein Verein mit Mit· 
gliedern aus Deutschhmd, Osterreich, 
der Schweiz, Italien und Luxemburg er­
stellt hat. Die wichtigsten Regeln lauten: 
Sãtze so Uen kurz sein, mi.r eine Aussage 
enthalten und aktiv formuliert sein. 

Díe Schweizer Behindertenorganisa­
tion Pro Infirmis begrüsst das St. Galler 

s eh en Einschrãnkungen verstãndlich Recht aufVerstãndlichkeit: «Di e Vertrags­
sind», sagt Sprecherin B.ettína Lederger- staaten treffen alle geeigneten Massnah· 
ber. Eine Verordnung verlange dort, dass ·men, um zu gewãhrleisten, dass· Men­
Bundesbehõrden gewisse Dokumente in .schen mit Behinderungenfür die Allge­
Leichter Sprache zur Verfügung stellten. meinheit bestimmte Informatíonen 

Der Thurgauer CVP·Nationalrat rechtzeítig uud ohne zusãtzliche Kosten 
Christian Lohr, selber behindert, freut in zugãnglichen Forinaten und Technolo­
sich ebenfalls über die Premiere: «Das gien, díe für unterschiedliche Arten der 
ist eín wichtigés Signal», sagt er. «Für Behinderung geeignet sind, zur Verfü­
eine gerneinsame Gesellschafi aus M en- ·. · gung gestellt werden.»· Be.ttina Lederger:· 
schen mit und.ohne Behinderung ist es ber geht davon aus, dass si eh· ne ben 
wichtig, dass eingegenseitiges Verstãnd· St. Gallen noch weitere SchweizerBehõr­
nis vorhanden ·ist.» Eine barrü~refreie den init der Leichten Sprache auseinan-
Sprache sei der erste Schritt dazu. dersetzen werden. 

Im Mundartland Schweiz rücken die In den Kantonen Zürich und Bern al-
Hürden der schriftsprachlichen Kom· lerdings scheint sich noch wenig :Zu tun­
munikation erst allmãhlich ins Bewusst-' jedenfalls.nichHn den Sozialdepartemen­
sein. Pro Infirmis hat Anfang 2015 in Zü- ten, wie · eíne Umfrage des TA zeigt. Zü- · 
ri eh ein Büro in Betríeb genommen; das rich entschíed im Mãrz immerhin, aus 
Texte in Leichte Sprache ül~ersetzt. Es dem Lotteríefonds für lculturelle und so-

. beschãftigt zwei Festangestellte sowie zíale Projékt~ dieses Jahr 150 000 Fran­
mehrere freie Mitarbeiter. Dabei handelt ken für das Büro für Leichte Sprache yon 
es sich um Fremdsprachenübersetzerin" Pro Infirmis imfzuwenden. Aber auch in 
nen o d er früherejournalisten. S t; Gallen selber scheint das Dokument in 

Das Bundesamt für Statistík geht da- Leichter Sprache ausserhalb des Kreises 
von aus, dass in der Schweiz rund der Betroffeneri wenig Aufmerksamkeit 
800 000 Menschen nicht richtig lesen erregt zu haben. In d er lo kalen Tageszei­
und schreiben lcõnnen; Da die Schweiz tnnl!" iPcli>nf::olk w::or "''" rl<>r .<:rhm<>h<>r 

Nachrichten 

Vernehmlassung 
CVP will mit Scbutzkllause 
bilateralen Wegretten 
Um den Forderungen der Mass 
wanderungsinitiative der SVP Rec 
zu tragen, rnõchte die CVP eine I 
nente Schutzldausel für inlãndisc 
beitskrãfte ins Auslãnderrecht a 
men. Dies schreíbt sie in ihrer V er 
lassungsantwort zur Umsetzun 
Masseneinwanderungsinitiative, ' 
gestern rnitteilte: Darnit ist sie dil 
Bundesratspartei, die offiziell St 
nimmt. Die Vernehmlassungsfris 
noch bis 28. Mai. Mit der Schutzl 
will die CVP die «Quadratur des K1 
schaffen, Wie si e schreibt: Diese s 
Schweiz vor übermãssiger ZuV\ 
rung bewahren, Arbeitsplãtze sel 
und zudem die bilateralen Ve 
retten. Di e CVP will zwingend am 
rai en Weg festhalten. «Eine Able 
seitens der EU ist rnit diesem Vor 
míndestens nicht von vornherei 
geschlossen», schreibt die Partei. 

Praimplantationsdiagnostik 
Junge Gn;üne kõnnen sich I 

e aufParole einigen 
Di e Jungen GrÜnen ha ben am Sa 
die Parolen für die Abstimmunge 
14 .. ]uni gefasst. Bei der Prãimpl: 
. onsdiagnostik stellüm si e sich geg 
Mutterpartei, . we1che die Ja·l 
gefasst hat, und beschlossen Stim 
gabe. Der Entscheidung war eim 
troverse Diskussioh vorausgeg<: 
Deutlich fíelen die Entscheide hin 
zu deh anderen drei Vorlagen. Di( 
60 Jungen Grünen sagten j a zur S 
dieninitiative, zur 'Revision des l 
und Fernsehgesetzes (RTVG) un 
Erbschaftssteuerinitiative. (rsz/SD 

Abstimmungskampf 
. Gewerbeverband wirft SR.~ 
Falsdnnformation vor 
Der Abstimmungskampf über die 
sfon des Radio- und Fernsehge: 
(RTVG) wird von beiden Seiten .i 
lauter geführt. Hans-Ulrich Bigler, 
tor des Schweizeríschen Gewerl 
bands, wirft d er SRG vor, Unwahrl 
zu verbreiten. In einer Bros· 
schreibt die SRG, dass es unter de: 
herigen System «keine Gebührenl 

' ung für Unternehmen» gebe. Bigl~ 
.. in de,r «SonntagsZeitung» dageg< 
gebe heute sehr wohl Mõglichkeit< 
Gebührenbefreiung. So entfall> 
Unternehmen eine Anmeldepflicl 
·cten Empfang von Fernsehprograi 
via Internet unter anderem dann, 
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